
 

  

S 28 R 432/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Hörgerät

Leistungen zur Teilhabe
Störschall
Teilnahme am Erwerbsleben

Leitsätze Bei der Gewährung von Leistungen zur
Teilhabe kann die Wirtschaftlichkeit einer
Versorgung mit kostenaufwändigen
Hörgeräten nur im Rahmen einer
Gesamtbeurteilung unter Einbeziehung
namentlich auch der damit verbundenen
Rehabilitationschancen bewertet werden.

Normenkette § 20 SGB X
§ 54 Abs. 4, 75 Abs. 5 SGG
§§ 1, 4, 6, 8, 9, 12, 13, 14, 15, 33, 49 SGB
IX
§§ 19, 69 SGB IV
§§ 2, 12, 33, 40, 197b SGB V
§§ 2, 16 SGB I
§§ 9, 10, 13, 15, 16 SGB VI

1. Instanz

Aktenzeichen S 28 R 432/18
Datum 09.06.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 R 263/22
Datum 20.02.2023

3. Instanz

Datum -

Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hildesheim vom 9. Juni 2020 wird
auf die Berufung der KlÃ¤gerin geÃ¤ndert.
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Â 

Die Beigeladene wird verpflichtet, die KlÃ¤gerin mit HÃ¶rgerÃ¤ten vom
Typ Signia Pure charge & go 3AX zu versorgen.

Â 

Die Beigeladene trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der
KlÃ¤gerin aus beiden RechtszÃ¼gen.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Â 

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt als Lehrkraft eine HÃ¶rgerÃ¤teversorgung als Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben.

Von Beruf ist die am 28.04.1964 geborene KlÃ¤gerin seit dem 01.06.2010 als
Fachkraft fÃ¼r Arbeits- und BerufsfÃ¶rderung bei den K. WerkstÃ¤tten
(Behindertenhilfe) tÃ¤tig und qualifiziert (Ã¼berwiegend alleine) Gruppen von
behinderten Menschen im Bereich Hauswirtschaft in der Nahrungszubereitung (z. B.
GemÃ¼sevorbereitung, Teigherstellung, Gartechniken, Schneiden, Abwiegen),
WÃ¤schepflege mit Waschmaschine, WÃ¤schetrockner, BÃ¼gelstation und Mangel
sowie Reinigungsarbeiten theoretisch und praktisch. Die praktische Ausbildung
findet in einer LehrkÃ¼che mit NÃ¤harbeitsplÃ¤tzen und einem WÃ¤schebereich
statt. Des Weiteren finden Unterrichte im theoretischen Bereich, u. a. in
Arbeitssicherheit, Hygiene, Maschinen- und GerÃ¤tekunde und
Nahrungsmittelkunde statt. Aufgrund von Hygienevorschriften muss die KlÃ¤gerin
Arbeitskleidung mit Hose, Oberteil, Sicherheitsschuhen, Kopfbedeckung und ggf.
Schutzhandschuhen tragen. An der DampfbÃ¼gelstation betrÃ¤gt die LautstÃ¤rke
der Station, der Mangel und der Waschmaschine am Ohr gemessen gleichmÃ¤Ã�ig
72 dB (A).

ZunÃ¤chst verordnete der Facharzt fÃ¼r Hals-Nasen-und-Ohrenheilkunde Dr. L. der
KlÃ¤gerin am 16.01.2018 wegen beidseitiger InnenohrschwerhÃ¶rigkeit eine
beidseitige HÃ¶rhilfe. Diese Verordnung Ã¼bergab die KlÃ¤gerin am 19.01.2018
dem HÃ¶rgerÃ¤teakustiker M.. Ab MÃ¤rz 2018 testete die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst
zuzahlungsfreie und dann zuzahlungspflichtige GerÃ¤te. Am 11.05.2018
unterzeichnete die KlÃ¤gerin bei ihrem HÃ¶rgerÃ¤teakustiker eine
PatientenerklÃ¤rung zur Versorgung mit Mehrkosten fÃ¼r die Versorgung mit dem
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â��Audifon Sino S HÃ¶rsystemâ��. Der HÃ¶rgerÃ¤teakustiker Ã¼bermittelte
zunÃ¤chst am 15.05.2018 einen Kostenvoranschlag fÃ¼r zuzahlungspflichtige
HÃ¶rgerÃ¤te an die Beigeladene (Krankenkasse) und wegen fehlender BetrÃ¤ge am
24.05.2018 erneut. Die Beigeladene bewilligte der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom
30.05.2018 lediglich eine Festpreisversorgung in HÃ¶he von insgesamt 1.608 â�¬
und leitete am selben Tag den Antrag an die Beklagte (Rentenversicherung) weiter.
Die KlÃ¤gerin stellte am 13.06.2018 bei der Beklagten einen Antrag auf
Ã�bernahme der Mehrkosten wegen der besonderen beruflichen Anforderungen.

Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 27.06.2018 ab. Auch der
Rehabedarf im Sinne von Â§ 14 SGB IX werde durch die Versorgung durch die
Beigeladene vollstÃ¤ndig abgedeckt. Der Beruf der KlÃ¤gerin wÃ¼rde keine
spezifischen Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen stellen. 

Die KlÃ¤gerin gab die HÃ¶rgerÃ¤te am 29.06.2018 an den HÃ¶rgerÃ¤teakustiker
zurÃ¼ck, weil fÃ¼r sie eine private Vorfinanzierung nicht in Betracht komme. Des
Weiteren erhob sie gegen den Bescheid vom 27.06.2018 am 03.07.2018
Widerspruch, den die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 05.12.2018
zurÃ¼ckwies. Zwischenzeitlich absolvierte die KlÃ¤gerin vom 03.-31.07.2018 eine
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme in N. (vgl. hierzu den Ã¤rztlichen
Entlassungsbericht der Rehabilitationseinrichtung O. -P. vom 07.08.2018, Bl. 17 VV).

Per Faxschreiben vom 21.12.2018 erhob die KlÃ¤gerin hiergegen beim Sozialgericht
Hildesheim Klage und verfolgte ihr Begehren weiter. Das Sozialgericht Hildesheim
hat den Bescheid der Beklagten vom 27.06.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.12.2018 mit Gerichtsbescheid vom 09.06.2020
aufgehoben und die Verpflichtungsklage im Ã�brigen abgewiesen. Die Beigeladene
sei aufgrund der Ã�bergabe der HÃ¶rgerÃ¤teverordnung an den
HÃ¶rgerÃ¤teakustiker spÃ¤testens am 01.03.2018 zustÃ¤ndig geworden und habe
nicht innerhalb von zwei Wochen gem. Â§ 14 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB IX entschieden.
Die Beklagte hÃ¤tte dementsprechend nicht Ã¼ber den Antrag mehr entscheiden
dÃ¼rfen. Allerdings habe die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf die begehrte
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung. Der Ausgleich des HÃ¶rdefizits sei nach den vorliegenden
HÃ¶rprotokollen auch mit zuzahlungsfreien GerÃ¤ten mÃ¶glich gewesen. Daneben
hÃ¤tte auch wegen der beruflichen Situation kein Anspruch bestanden. Die
Anforderungen gingen nicht Ã¼ber das MaÃ� an HÃ¶rvermÃ¶gen hinaus, das fÃ¼r
eine BerufsausÃ¼bung im gewerblichen Bereich gefordert werde. Dass die
KlÃ¤gerin GesprÃ¤che und Telefonate nur mit dem aufzahlungspflichtigen
HÃ¶rsystem hinreichend fÃ¼hren kÃ¶nne, sei nicht ersichtlich. Ausschlaggebend
seien der subjektive Eindruck, der Klang und der Tragekomfort gewesen. HierfÃ¼r
mÃ¼sse sich die KlÃ¤gerin an den Kosten beteiligen. Der Gerichtsbescheid ist der
KlÃ¤gerin am 15.06.2020 zugestellt worden.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 14.07.2020 Berufung eingelegt. Es liege ein
berufsbedingter Mehrbedarf vor. Sie arbeite an einem von Maschinen geprÃ¤gten
lÃ¤rmintensiven Arbeitsplatz, an dem sie auch beruflich telefonieren und mit
Auszubildenden sprechen mÃ¼sse. Telefonieren mit HÃ¶rsystemen, die ein
OhrpassstÃ¼ck hÃ¤tten, sei nicht mÃ¶glich. Das Mikrofon sei durch die
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Kopfbedeckung mit schwerem Baumwollstoff, die die KlÃ¤gerin bei der Arbeit aus
hygienischen GrÃ¼nden tragen mÃ¼sse, abgedeckt. Bei den getesteten
aufzahlungsfreien HÃ¶rgerÃ¤ten habe sich das GerÃ¤usch der Absaugeinrichtung
der BÃ¼gelstation in das HÃ¶rgerÃ¤t Ã¼bertragen. Es habe sich so angefÃ¼hlt, als
wenn man bei starkem Sturm ein GesprÃ¤ch fÃ¼hren mÃ¶chte. Die KlÃ¤gerin habe
die HÃ¶rgerÃ¤te entfernen mÃ¼ssen, um mit den Teilnehmern kommunizieren zu
kÃ¶nnen (Bl. 118 GA). Dazu komme eine Gruppe behinderter Teilnehmer, die sich
oft sehr gerÃ¤uschvoll verhielten und die UmgebungsgerÃ¤usche durch die
Maschinen und GerÃ¤te der Hauswirtschaft. Auf den gerichtlichen Hinweis des
Berichterstatters vom 16.01.2023 hat die KlÃ¤gerin angegeben, dass Telefonieren
unter erschwerten Bedingungen stÃ¤ndig vorkomme und nicht planbar sei. Das
Verhalten der Teilnehmer sei nicht bekannt bzw. verÃ¤ndere sich. Zurzeit habe die
KlÃ¤gerin eine Teilnehmerin mit schweren epileptischen AnfÃ¤llen, mindestens alle
zwei Wochen einen. Es gÃ¤be AggressivitÃ¤t unter den Teilnehmern. So sei ein
Teilnehmer auf den anderen mit einem BÃ¼rostuhl â��los gegangenâ��. FÃ¼r eine
weitere Teilnehmerin, die sich in den Finger genÃ¤ht hatte, habe ein Rettungsdienst
gerufen werden mÃ¼ssen.Â  

Im Berufungsverfahren hat die KlÃ¤gerin auf Veranlassung des Senates im Rahmen
eingehender sich jeweils Ã¼ber mehrere Wochen erstreckender Testungen eine
Reihe aktuell auf dem Markt angebotener HÃ¶rgerÃ¤te unterschiedlicher
Preisklassen erprobt (vgl. wegen der Einzelheiten den Anpassungsbericht vom 30.
September 2022, Bl. 200 ff. GA). Aus der Sicht der KlÃ¤gerin hat sich im Ergebnis
gezeigt, dass allein die dabei erprobten HÃ¶rgerÃ¤te Signia Pure charge & go 3AX
ein ausreichendes HÃ¶ren am Arbeitsplatz auch unter BerÃ¼cksichtigung der
dortigen StÃ¶rgerÃ¤usche ermÃ¶glichen. 

Sie beantragt,

unter AbÃ¤nderung des Gerichtsbescheides des Sozialgerichts Hildesheim vom 9.
Juni 2020 die Beigeladene, hilfsweise die Beklagte, zu verpflichten, sie mit
HÃ¶rgerÃ¤ten Signia Pure charge & go 3AX zu versorgen,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  hilfsweise,

die Beigeladene, hilfsweise die Beklagte, zu verpflichten, Ã¼ber den
HÃ¶rgerÃ¤teversorgungsanspruch der KlÃ¤gerin unter BerÃ¼cksichtigung der
Rechtsauffassung des Senates erneut zu entscheiden.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte ist im Wesentlichen der Auffassung, dass der angefochtene
Gerichtsbescheid nicht zu beanstanden sei, und verweist diesbezÃ¼glich auf
dessen BegrÃ¼ndung. Ein berufsbedingter Mehrbedarf kÃ¶nne nicht festgestellt
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werden. 

Die Beigeladene beantragt,

Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beigeladene macht weiterhin geltend, dass hinsichtlich des Antragseingangs
nicht auf die Ã�bergabe an den HÃ¶rgerÃ¤teakustiker abgestellt werden dÃ¼rfe.
Die Zwei-Wochen-Frist kÃ¶nne anderenfalls so gut wie nie eingehalten werden.
Daneben lasse sich ein objektiver HÃ¶rgewinn gegenÃ¼ber dem aufzahlungsfreien
HÃ¶rsystem nicht belegen. Ein besseres Sprachverstehen bei der von dem
HÃ¶rgerÃ¤teakustiker in der Messkabine durchgefÃ¼hrten Erfassung des
HÃ¶rvermÃ¶gens unter StÃ¶rschall um 10 % sei nicht ausreichend. Hierbei handele
es sich lediglich um zwei Worte. Der Unterschied sei auch aufgrund
unterschiedlicher Tagesform bei der Testung nicht relevant. 

Der Senat hat eine schriftliche Zeugenaussage des HÃ¶rgerÃ¤teakustikers M. vom
01.12.2020 (Bl. 110 ff. GA) eingeholt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Rechtsstreits wird auf die Gerichtsakte sowie
auf die Verwaltungsakten der Beklagten und Beigeladenen verwiesen, die jeweils
Gegenstand der Entscheidung gewesen sind.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die statthafte und zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid
des Sozialgerichts Hildesheim vom 09.06.2020 ist begrÃ¼ndet, weil nicht nur â��
wie bereits vom Sozialgericht entschieden â�� die Anfechtungsklage, sondern auch
die Leistungsklage zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet ist. Die Klage ist insgesamt als
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 4 SGG zulÃ¤ssig und
insbesondere gegenÃ¼ber der Beklagten fristgerecht nach erfolglos
durchgefÃ¼hrtem Widerspruchsverfahren (Â§ 87 SGG) erhoben worden. Die
KlÃ¤gerin hat neben der vom Sozialgericht bereits vorgenommenen Aufhebung des
Bescheides der Beklagten vom 27.06.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.12.2018 gegenÃ¼ber der Beigeladenen einen
Sachleistungsanspruch auf Versorgung mit den HÃ¶rgerÃ¤ten Signia Pure charge &
go 3AX. 

1. Die Verpflichtung der Beigeladenen folgt aus der durch Â§ 75 Abs. 5 SGG
erÃ¶ffneten Befugnis, anstelle des verklagten Versicherungs- oder
LeistungstrÃ¤gers nach Beiladung den tatsÃ¤chlich leistungsverpflichteten, aber
nicht verklagten TrÃ¤ger zu verurteilen. Diese prozessual vorgesehene MÃ¶glichkeit
der Verurteilung auf Beiladung dient vor allem der ProzessÃ¶konomie, einer
KlageÃ¤nderung (Â§ 99 SGG) bedarf es dabei nicht (vgl. BSG, Urteil vom 24. Januar
2013, B 3 KR 5/12 R, juris, Rdnr. 11 = SozR 4-3250 Â§ 14 Nr. 19, LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 20. August 2013, L 13 R 2607/10, juris, Rdnr. 33). Hierzu
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bedarf es insbesondere keines weiteren abgeschlossenen Vorverfahrens im Sinne
des Â§ 83 SGG (BSG, Urteil vom 24. Januar 2013 â�� B 3 KR 5/12 R â��, BSGE 113,
40-60, SozR 4-3250 Â§ 14 Nr. 19, Rn. 13 m.w.N.).

2. Der Anspruch der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der Beigeladenen auf Versorgung mit
HÃ¶rgerÃ¤ten Signia Pure charge & go 3AX ergibt sich vorliegend aus Â§Â§ 9 Abs. 1
, 16 SGB VI i. V. m. Â§Â§ 4 Abs. 1 Nr. 3 und Abs.Â 2, 13, 14 Abs. 2, 49 Abs. 3 Nr. 1
und Abs. 8 Nr. 4a SGB IX. Hiernach hat (zunÃ¤chst) die Beklagte als
RehabilitationstrÃ¤gerin im Sinne von Â§ 6 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben gem. Â§ 5 Nr. 2 SGB IX zu erbringen. Vorliegend begehrt
die KlÃ¤gerin als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben eine Hilfe zum Erhalt des
Arbeitsplatzes gem. Â§ 49 Abs. 3 Nr. 1 SGB IX in Form eines Hilfsmittels im Sinne
von Â§ 49 Abs. 8 Nr. 4a SGB IX. Hiernach werden die Kosten fÃ¼r Hilfsmittel, die
wegen Art oder Schwere der Behinderung zur BerufsausÃ¼bung erforderlich sind,
Ã¼bernommen. Bei dem begehrten HÃ¶rsystem handelt es sich um ein Hilfsmittel
zum Ausgleich der bei der KlÃ¤gerin bestehenden Behinderung in Form einer
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit. Die Beigeladene ist gem. Â§ 14 Abs. 2 SGB IX als
leistende RehabilitationstrÃ¤gerin fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung zustÃ¤ndig
geworden. 

a)

Nach Â§ 14 Abs. 2 S 1 SGB IX verliert der materiell-rechtlich â�� eigentlich â��
zustÃ¤ndige RehabilitationstrÃ¤ger (Â§ 6 SGB IX) im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum
Versicherten oder LeistungsempfÃ¤nger seine ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r eine
Teilhabeleistung, sobald der zuerst angegangene RehabilitationstrÃ¤ger (hier: die
beigeladene Krankenkasse) eine i. S. von Â§ 14 Abs. 1 SGB IX fristgerechte
ZustÃ¤ndigkeitsklÃ¤rung versÃ¤umt hat und demzufolge die ZustÃ¤ndigkeit nach
allen in Betracht kommenden rehabilitationsrechtlichen Rechtsgrundlagen auf ihn
Ã¼bergegangen ist (siehe hierzu und im Folgenden: BSG, Urteil vom 24. Januar
2013Â â�� B 3 KR 5/12 RÂ â��, BSGE 113, 40-60, SozR 4-3250 Â§Â 14 Nr 19, SozR
4-2500 Â§Â 33 Nr 41, SozR 4-3250 Â§Â 31 Nr 8, Rn. 16 â�� 17). Sinn dieser
Regelung ist es, zwischen den betroffenen behinderten Menschen und
RehabilitationstrÃ¤gern schnell und dauerhaft die ZustÃ¤ndigkeit zu klÃ¤ren und so
Nachteilen des gegliederten Systems entgegenzuwirken (vgl.BT-Drucks 14/5074 S.
95 zu Nr. 5 und S. 102 f. zu Â§ 14). Deshalb ist der erstangegangene
RehabilitationstrÃ¤ger gehalten, innerhalb von zwei Wochen nach Eingang eines
Antrags auf Leistungen zur Teilhabe festzustellen, ob er nach dem fÃ¼r ihn
geltenden gesetzlichen Regelwerk fÃ¼r die Leistung zustÃ¤ndig ist; bei den
Krankenkassen umfasst die PrÃ¼fung auch die Leistungspflicht nach Â§ 40 Abs. 4
SGB V (Â§ 14 Abs. 1 S. 1 SGB IX). Stellt er bei der PrÃ¼fung fest, dass er fÃ¼r die
Leistung nicht zustÃ¤ndig ist, leitet er den Antrag unverzÃ¼glich dem nach seiner
Auffassung zustÃ¤ndigen RehabilitationstrÃ¤ger zu. Muss fÃ¼r eine solche
Feststellung die Ursache der Behinderung geklÃ¤rt werden â�� vor allem in den
Systemen der Unfallversicherung und der sozialen EntschÃ¤digung â�� und ist
diese KlÃ¤rung in der Frist nach Â§ 14 Abs. 1 S. 1 SGB IX nicht mÃ¶glich, wird der
Antrag unverzÃ¼glich dem RehabilitationstrÃ¤ger zugeleitet, der dem Grunde nach
zustÃ¤ndig wÃ¤re und die Leistung dann zunÃ¤chst ohne RÃ¼cksicht auf die
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Ursache erbringt (Â§ 14 Abs. 1 S. 2 und 3 SGB IX). Anderenfalls bestimmt Â§ 14
Abs.Â 2 S. 1 SGB IX: â��Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der
RehabilitationstrÃ¤ger den Rehabilitationsbedarf unverzÃ¼glich fest.â�� 

Diese ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 14 Abs. 2 S. 1 SGB IX erstreckt sich im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis zwischen dem Antragsteller und dem erstangegangenen
RehabilitationstrÃ¤ger auf alle Rechtsgrundlagen, die Ã¼berhaupt in dieser
Bedarfssituation rehabilitationsrechtlich vorgesehen sind (BSGE 93, 283 = SozR
4-3250 Â§ 14 Nr 1, RdNr 15 ff; BSGE 98, 267 = SozR 4-3250 Â§ 14 Nr 4, RdNr 14; 
BSGE 102, 90 = SozR 4-2500 Â§ 33 Nr 21, RdNr 23). Dadurch wird eine nach
auÃ�en verbindliche ZustÃ¤ndigkeit des erstangegangenen RehabilitationstrÃ¤gers
geschaffen, die intern die Verpflichtungen des eigentlich zustÃ¤ndigen
LeistungstrÃ¤gers unberÃ¼hrt lÃ¤sst und die TrÃ¤ger insoweit auf den
nachtrÃ¤glichen Ausgleich nach Â§ 14 Abs. 4 S. 1 SGB IX und Â§Â§ 102 ff SGB X
verweist (BSGE 98, 267 = SozR 4-3250 Â§ 14 Nr 4, RdNr 14-16).

Erstangegangener RehabilitationstrÃ¤ger i. S. von Â§ 14 SGB IX ist derjenige
TrÃ¤ger, der von dem Versicherten bzw. Leistungsbezieher erstmals mit dem zu
beurteilenden Antrag auf Bewilligung einer Leistung zur Teilhabe befasst worden ist.
Diese Befassungswirkung fÃ¤llt nach der Rechtsprechung des BSG grundsÃ¤tzlich
auch nach einer verbindlichen abschlieÃ�enden Entscheidung des
erstangegangenen TrÃ¤gers nicht weg (BSG, Urteil vom 21. August 2008Â â�� B 13
R 33/07 RÂ â��, BSGE 101, 207, Rn. 31).

Nach diesen GrundsÃ¤tzen ist im vorliegenden Fall die beigeladene Krankenkasse
als erstangegangener RehabilitationstrÃ¤ger fÃ¼r die begehrte
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung i. S. von Â§ 14 SGB IX anzusehen. Die Beigeladene ist im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis zur KlÃ¤gerin mangels rechtzeitiger Weiterleitung des
Leistungsantrags an die Beklagte nach Â§ 14 Abs. 2 S. 1 SGB IX fÃ¼r das
Versorgungsbegehren ausschlieÃ�lich zustÃ¤ndig geworden. Sie hat den
Leistungsantrag sowohl unter dem Aspekt der Hilfsmittelversorgung zur
medizinischen Rehabilitation (Â§ 5 Nr. 1, Â§ 31 SGB IX, Â§ 33 SGB V) als auch unter
dem Aspekt der Hilfsmittelversorgung zur Teilhabe am Arbeitsleben (Â§ 5 Nr. 2, Â§
49 Abs. 8 S. 1 Nr. 4 SGB IX, Â§Â§ 9, 16 SGB VI) zu prÃ¼fen. 

Die ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen ist bereits mit Ã�bergabe der
HÃ¶rgerÃ¤teverordnung an den HÃ¶rgerÃ¤teakustiker am 19.01.2018 begrÃ¼ndet
worden. 

Da die Krankenkasse im von ihr initiierten Versorgungsablauf praktisch das gesamte
der Ã¤rztlichen Verordnung folgende Antrags-, Bedarfsfeststellungs-, Versorgungs-
und Abrechnungsverfahren den HÃ¶rgerÃ¤teakustikern Ã¼berantwortet hat,
begrÃ¼ndet sie bei ihren Versicherten ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen darauf, dass
es sich beim HÃ¶rgerÃ¤teakustiker insoweit um eine zur Antragsentgegennahme
zustÃ¤ndige Stelle handelt (siehe hierzu ausfÃ¼hrlich: BSG, Urteil vom 30. Oktober
2014Â â�� B 5 R 8/14 RÂ â��, BSGE 117, 192-212, SozR 4-1500 Â§Â 163 Nr 7, SozR
4-3250 Â§Â 14 Nr 21, insbesondere Rn. 42). Hier hat die Beigeladene nach dem
fÃ¼r sie verbindlichen Vertrag Ã¼ber die bundesweite Versorgung von Versicherten
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der Betriebskrankenkassen mit HÃ¶rsystemen vom 13.09.2013 (vgl. insbesondere
Â§ 5 Abs. 7) die Versorgung und damit auch die Entgegennahme von AntrÃ¤gen an
die die sog. Leistungserbringer, hier die HÃ¶rgerÃ¤teakustiker, externalisiert oder
â��outgesourcedâ��. In der Folge des selbst gesetzten Rechtsscheins muss sich die
Krankenkasse so behandeln lassen, als handele es sich bei dem von ihr mit den
eigenen Verfahrenspflichten belasteten Leistungserbringer um eine zur
Antragsentgegennahme zustÃ¤ndige Stelle i. S. v. Â§Â 16 Abs. 2 SGB I (BSG, U. v.
30. Oktober 2014Â â�� B 5 R 8/14 RÂ â��, BSGE 117, 192, Rn. 42).

Vor dem erlÃ¤uterten Hintergrund ist davon auszugehen, dass Versicherte, die mit
einem Leistungserbringer gerade als Vertragspartner ihrer Krankenkasse in Kontakt
treten, damit grundsÃ¤tzlich gleichzeitig den Antrag nach Â§Â 19 S 1 SGB IV stellen,
den anders anzubringen ihnen durch das Verhalten ihrer Kasse faktisch gerade
verwehrt ist (BSG, U.v. 30. Oktober 2014, aaO, Rn. 42). Diese
Gesetzesinterpretation ist auch im Hinblick darauf angezeigt, dass sie zu einer
effektiven Umsetzung der in Â§ 12 Abs. 1 Satz 1 SGB IX normierten Verpflichtung
verhilft, wonach die RehabilitationstrÃ¤ger sicherzustellen haben, dass ein
Rehabilitationsbedarf frÃ¼hzeitig erkannt und auf eine Antragstellung der
Leistungsberechtigten hingewirkt wird. 

Eine andere Auslegung liefe dem Gesetzeszweck zuwider, im Interesse behinderter
und von Behinderung bedrohter Menschen durch rasche KlÃ¤rung von
ZustÃ¤ndigkeiten Nachteilen im gegliederten System entgegenzuwirken (vgl. zu
diesem Ansatz: BT-Drucks 14/5074 S 102 f zu Â§Â 14 und BSG, U.v. 24. Januar 2013
â�� B 3 KR 5/12 R â��, BSGE 113, 40, Rn. 23).

Nach der Rechtsprechung des BSG kann allerdings ausnahmsweise ein
HÃ¶rgerÃ¤teakustiker von Versicherten, denen ein freies Wahlrecht hinsichtlich des
in Anspruch genommenen RehabilitationstrÃ¤gers zusteht, allein in dieser Funktion
â�� und nicht gleichzeitig als ReprÃ¤sentant des KrankenversicherungstrÃ¤gers â��
aufgesucht werden, so dass dann noch Raum fÃ¼r eine (Erstâ��)Antragstellung
insbesondere bei einem TrÃ¤ger der gesetzlichen Rentenversicherung verbleibt.
Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, welcher rechtlich objektivierte Wille
sich aus der Gesamtheit der in diesem Sinne rechtlich relevanten Zeichen
erschlieÃ�en (BSG, U. v. 30. Oktober 2014, aaO, Rn. 43).

Im vorliegenden Fall hat der die HÃ¶rgerÃ¤teverordnung ausstellende HNO-Arzt Dr.
L. die KlÃ¤gerin als Vertragsarzt behandelt und eine Verordnung zu Lasten der GKV
vorgenommen. Schon diese UmstÃ¤nde sprachen indiziell dafÃ¼r, dass damit auf
Seiten der KlÃ¤gerin der Wille zur Antragstellung bei der Beigeladenen zum
Ausdruck gebracht worden ist (vgl. dazu ebenfalls BSG, aaO). Ohnehin brachte das
Gesamtverhalten der KlÃ¤gerin den Wunsch nach einer mÃ¶glichst zeitnahen und
effektiven HÃ¶rgerÃ¤teversorgung zum Ausdruck. Auch dies spricht indiziell
dafÃ¼r, dass es ihrem eigenen Interesse entsprach, bereits mit der Ã�bergabe der
HÃ¶rgerÃ¤teverordnung den maÃ�geblichen Antrag bei der Krankenkasse zu
stellen. Objektivierbare UmstÃ¤nde, die fÃ¼r ein anderes VerstÃ¤ndnis sprechen
kÃ¶nnten, sind nicht ersichtlich.
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Soweit die Beigeladene geltend macht (vgl. Schriftsatz vom 16. November 2020),
dass der erlÃ¤uterten Auffassung des BSG schon â��aufgrund praktischer
ErwÃ¤gungenâ�� nicht zu folgen sei, weil sie sonst â��faktisch nie in der Lageâ��
wÃ¤re, ihre ZustÃ¤ndigkeit zu prÃ¼fen, vermag ihr der Senat nicht zu folgen. Als
Ã¶ffentlich-rechtliche KÃ¶rperschaft ist natÃ¼rlich auch die beigeladene
Krankenkasse an die gesetzlichen Vorgaben gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG). Der
Umstand, dass die Krankenkassen faktisch entsprechend der erlÃ¤uterten
Rechtsprechung des BSG den Versorgungsablauf hinsichtlich des gesamten der
Ã¤rztlichen Verordnung folgenden Antrags-, Bedarfsfeststellungs-, Versorgungs- und
Abrechnungsverfahrens den HÃ¶rgerÃ¤teakustikern Ã¼berantwortet haben, ist
schon im rechtlichen Ausgangspunkt nicht geeignet, ihre Bindung an die
gesetzlichen Vorgaben entsprechend den verfassungsrechtlichen Vorgaben des Art.
20 Abs. 3 GG auch nur zu modifizieren. Die Krankenkassen mÃ¼ssen den
Versorgungsablauf so gestalten, dass sie allen gesetzlichen Vorgaben
uneingeschrÃ¤nkt gerecht werden kÃ¶nnen. Es sind nicht etwa umgekehrt die
Vorgaben des Gesetzgebers im Lichte der im vorliegenden Zusammenhang
augenscheinlich an betriebswirtschaftlichen Kriterien ausgerichteten
organisatorischen Entscheidungen der Krankenkassen auszulegen.

Soweit die Krankenkassen im angesprochenen Sinne PrÃ¼fzustÃ¤ndigkeiten auf die
HÃ¶rgerÃ¤teakustiker faktisch Ã¼bertragen, dann mÃ¼ssen sie eine
entsprechende (ohnehin vom BSG, U.v. 24. Januar 2013Â â�� B 3 KR 5/12 RÂ â��, 
BSGE 113, 40, Rn. 20 als â��abenteuerlichâ�� eingestufte) Externalisierung
jedenfalls so ausgestalten, dass ungeachtet ihrer eine vollstÃ¤ndige und
verlÃ¤ssliche Beachtung aller gesetzlichen Vorgaben sichergestellt ist.
Bezeichnenderweise kommt nach der Entscheidung des Gesetzgebers in Â§ 197b
SGB V eine Wahrnehmung von Aufgaben der Krankenkassen durch Dritte nur unter
der Voraussetzung in Betracht, dass dies im wohlverstandenen Interesse der
Betroffenen liegt und Rechte der Versicherten nicht beeintrÃ¤chtigt werden.

Wenn beispielsweise die Vorschrift des Â§ 12 Abs. 1 Satz 1 SGB IX den
RehabilitationstrÃ¤gern auferlegt, durch geeignete MaÃ�nahmen sicherzustellen,
dass ein Rehabilitationsbedarf frÃ¼hzeitig erkannt und auf eine Antragstellung der
Leistungsberechtigten hingewirkt wird, dann dÃ¼rfen sie sich dieser Verpflichtung
nicht durch organisatorische Entscheidungen auch nur partiell oder
vorÃ¼bergehend entziehen. Soweit gleichwohl eine Externalisierung von Aufgaben
angestrebt und statthaft sein mag, muss diese jedenfalls so ausgestaltet werden,
dass ungeachtet ihrer eine verlÃ¤ssliche und vollstÃ¤ndige ErfÃ¼llung der
gesetzlichen Anforderungen gewÃ¤hrleistet ist. Die Ausgestaltung der dafÃ¼r
erforderlichen organisatorischen MaÃ�nahmen etwa in Form zu vereinbarender
spezifischer Berichtspflichten der konsultierten HÃ¶rgerÃ¤teakustiker gegenÃ¼ber
den RehabilitationstrÃ¤gern obliegt den fÃ¼r die Externalisierung verantwortlichen
Krankenkassen.

Entsprechendes gilt auch, soweit das Gesetz im Interesse der (auch grundrechtlich
geschÃ¼tzten, vgl. Art. 1 Abs. 1 Satz 1, Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und Art. 3
Abs. 2 Satz 2 GG) Interessen der behinderten Versicherten explizit eine
unverzÃ¼gliche und umfassende Feststellung des (Gesamt-)Rehabilitationsbedarfs
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verlangt (Â§ 14 Abs. 2 Satz 1 SGB IX). Auch diesem UnverzÃ¼glichkeitsgebot
dÃ¼rfen sich die Krankenkassen nicht dadurch entziehen, dass sie die
ZustÃ¤ndigkeit zur Entgegennahme der AntrÃ¤ge faktisch auf die
HÃ¶rgerÃ¤teakustiker verlagern. Vielmehr mÃ¼ssen sie von Gesetzes wegen durch
geeignete MaÃ�nahmen (wie etwa die Vereinbarung entsprechender
Berichtspflichten des eingeschalteten Akustikers gegenÃ¼ber der zustÃ¤ndigen
Krankenkasse in FÃ¤llen einer besonderen beruflichen Betroffenheit) sicherstellen,
dass gleichwohl eine unverzÃ¼glich und umfassende Ermittlung des Gesamtbedarfs
effektiv gewÃ¤hrleistet ist. 

Eine fachgerechte HÃ¶rgerÃ¤teanpassung erfordert regelmÃ¤Ã�ig lÃ¤ngere
ZeitrÃ¤ume von jedenfalls nicht selten mehreren Wochen oder auch Monaten (so
auch der eigene Vortrag der beigeladenen Krankenkasse im Schriftsatz vom 16.
November 2020). Gerade vor diesem Hintergrund erfordert die Bindung der
Krankenkasse an die gesetzliche Vorgabe zur â��unverzÃ¼glichenâ�� Ermittlung
des gesamten Rehabilitationsbedarfs eine Ausgestaltung des Verfahrens bei dem
eingeschalteten HÃ¶rgerÃ¤teakustiker, bei der schon diese Anpassungsphase
verlÃ¤sslich und effektiv zur AbklÃ¤rung des Gesamtbedarfs genutzt wird. 

Im Ergebnis bestÃ¤tigt damit das vom Gesetzgeber aufgestellte Postulat einer
unverzÃ¼glichen und vollstÃ¤ndigen AbklÃ¤rung und Abdeckung des
Rehabilitationsbedarfs auch die erlÃ¤uterte Interpretation des BSG, wonach im
Regelfall bereits mit der Ã�bergabe der die Krankenkasse als LeistungstrÃ¤ger
ausweisenden Verordnung an den HÃ¶rgerÃ¤teakustiker die maÃ�gebliche
Antragstellung gegenÃ¼ber der Krankenkasse erfolgt. Mit der von der beigeladenen
Krankenkasse befÃ¼rworteten abweichenden Auslegung wÃ¤ren erhebliche
VerzÃ¶gerungen verbunden; zugleich wÃ¤re damit geradezu zwangslÃ¤ufig eine
Missachtung des gesetzlichen Gebots zur unverzÃ¼glichen Versorgung im Ergebnis
intendiert. 

Im vorliegenden Fall hat die KlÃ¤gerin bereits am 19. Januar 2018 die Ã¤rztliche
Verordnung dem HÃ¶rgerÃ¤teakustiker Ã¼bergeben (vgl. die schriftliche
Zeugenaussage des HÃ¶rakustikmeisters M. vom 1. Dezember 2020) und damit
nach den erlÃ¤uterten rechtlichen Vorgaben den maÃ�geblichen Antrag bei der
beigeladenen Krankenkasse gestellt. Hieran gemessen hat die Krankenkasse mit
der erst am 24. Mai 2018 erfolgten Weiterleitung an den
RentenversicherungstrÃ¤ger augenscheinlich nicht mehr die Zweiwochenfrist des 
Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IX gewahrt.

Soweit sich die Beigeladene in diesem Zusammenhang auf die ZulÃ¤ssigkeit eines
sog. Antragssplittings gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 1 SGB IX beruft (vgl. Schriftsatz vom 16.
November 2022), verkennt sie wiederum die gesetzlichen Vorgaben. Die Vorschrift
des Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 SGB IX bezieht sich schon nach ihrem klaren Wortlaut allein
auf Fallgestaltungen, in denen der leistende RehabilitationstrÃ¤ger feststellt, dass
der Antrag â��neben den nach seinem Leistungsgesetz zu erbringenden
Leistungenâ�� noch â��weitere Leistungen zur Teilhabeâ�� umfasst, fÃ¼r die er
nicht RehabilitationstrÃ¤ger nach Â§ 6 Absatz 1 sein kann. Nur unter dieser
Voraussetzung hat er den Antrag â��insoweitâ�� nach dieser Vorschrift
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unverzÃ¼glich dem nach seiner Auffassung zustÃ¤ndigen RehabilitationstrÃ¤ger
zuzuleiten. Eine Anwendung des Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 SGB IX kommt damit schon im
Ausgangspunkt nur in Betracht, wenn der Antrag auf mehrere, also zumindest zwei,
Leistungen zur Teilhabe gerichtet ist (von denen jedenfalls eine nicht in die
ZustÃ¤ndigkeit des erstangegangenen LeistungstrÃ¤gers fÃ¤llt; vgl. in diesem
Sinne auch Luik, Antragssplittung, Teilhabeplanung und getrennte
Leistungserbringung â�� Anmerkung zu SG Heilbronn vom 27.08.2020 â��S 15 R
411/20; SG Karlsruhe vom 22.04.2021 â�� S 6 R 4225/19, https://www.reha-
recht.de/fachbeitraege/beitrag/artikel/beitrag-a3-2023/).

Im vorliegenden Fall fehlt es bereits an diesem Ausgangspunkt fÃ¼r ein
Antragssplitting. Die KlÃ¤gerin hat allein die Versorgung mit einem Paar
HÃ¶rgerÃ¤ten (als Sachleistung) begehrt, nur in diesem Sinne konnte ihr Begehren
von den beteiligten RehabilitationstrÃ¤gern verstÃ¤ndigerweise gewertet werden. 

Der Antrag der KlÃ¤gerin richtet sich auf die Versorgung mit einem Paar
HÃ¶rgerÃ¤te und war (zumal auch unter BerÃ¼cksichtigung der Auslegungsregel
des Â§Â 2 Abs. 2 SGB I) auf eine umfassende, nach MaÃ�gabe des Leistungsrechts
des Sozialgesetzbuches (hier: des Leistungsrechts der GKV nach dem SGB V sowie
des Leistungsrechts der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem SGB VI)
bestmÃ¶gliche Versorgung mit einem Paar HÃ¶rgerÃ¤te gerichtet. Diese rechtlich
gebotene Auslegung des Leistungsbegehrens schlieÃ�t die Aufspaltung des
klÃ¤gerischen Begehrens in zwei separate LeistungsantrÃ¤ge, nÃ¤mlich in einen
Antrag auf Bewilligung eines Festbetrages (etwa im Sinne einer sog.
â��Normalversorgungâ��, Â§Â 12 Abs 2 SGB V) und einen weiteren Antrag auf
Bewilligung einer Ã¼ber den Festbetrag hinausgehenden, technisch
anspruchsvolleren und teureren Versorgung, von vornherein aus. Es ist also von
einem einheitlichen, am 19. Januar 2018 bei der Beigeladenen gestellten
Leistungsantrag auszugehen (vgl. zum Vorstehenden insbesondere auch BSG, Urteil
vom 24. Januar 2013Â â�� B 3 KR 5/12 RÂ â��, BSGE 113, 40, Rn. 21). 

Die KlÃ¤gerin wollte und will mit einem Paar HÃ¶rgerÃ¤te versorgt werden, mit dem
ihre HÃ¶rbeeintrÃ¤chtigungen sowohl im privaten als auch im beruflichen Umfeld
bestmÃ¶glichst ausgeglichen werden sollen. Dieses Begehren ist nicht teilbar in
zwei Leistungen. Schon im Ausgangspunkt war es weder von der KlÃ¤gerin gewollt
noch hÃ¤tte es sich unter BerÃ¼cksichtigung der Gebote zur Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit (Â§ 69 Abs. 2 SGB IV) auch nur als sinnvolle MÃ¶glichkeit dargestellt,
die KlÃ¤gerin mit zwei Paar HÃ¶rgerÃ¤ten (eines fÃ¼r den privaten und eines fÃ¼r
den beruflichen Bereich) zu versorgen.

Die GewÃ¤hrung eines Festbetragszuschusses durch die beigeladene Krankenkasse
kann schon im Ausgangspunkt keine eigenstÃ¤ndige Rehabilitationsleistung
darstellen, da der Gesetzgeber mit den entsprechenden Festbetragsregelungen das
Sachleistungsprinzip nicht aufgegeben hat (vgl. auch BVerfG, Urteil vom 17.
Dezember 2002Â â�� 1 BvL 28/95Â â��, BVerfGE 106, 275, Rn. 138).

Schon mangels Teilbarkeit der als Sachleistung begehrten Versorgung mit einem
Paar HÃ¶rgerÃ¤te kam eine Teilweiterleitung des klÃ¤gerischen Begehrens nach Â§
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15 Abs. 1 Satz 1 SGB IX nicht in Betracht. Dementsprechend ist nur ergÃ¤nzend
darauf hinzuweisen, dass es auch in diesem Zusammenhang an einer
â��unverzÃ¼glichenâ�� Weiterleitung im Sinne dieser Vorschrift gefehlt hat.

b) Gibt bei einem Antrag auf Leistungen zur Teilhabe der erstangegangene
LeistungstrÃ¤ger den Antrag nach Ablauf der Zwei-Wochen-Frist des Â§ 14 Abs. 1
SGB IX nicht unverzÃ¼glich an den seiner Meinung nach zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger
weiter, hat er Leistungen aufgrund aller Rechtsgrundlagen zu erbringen, die in
dieser Bedarfssituation fÃ¼r behinderte Menschen vorgesehen sind (BSG, Urteil
vom 21. August 2008 â�� B 13 R 33/07 R â��, BSGE 101, 207-217, SozR 4-3250 Â§
14 Nr 7, SozR 4-2600 Â§ 15 Nr 2). Dementsprechend ist die beigeladene
Krankenkasse im vorliegenden Fall im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zur KlÃ¤gerin nicht nur
ErfÃ¼llung der sich aus dem SGB V ergebenden krankenversicherungsrechtlichen
LeistungsansprÃ¼che, sondern zugleich auch zur Befriedigung der im
Ausgangspunkt im VerhÃ¤ltnis zum RentenversicherungstrÃ¤ger bestehenden
RehabilitationsansprÃ¼che verpflichtet.

c) Schon nach den Vorgaben des SGB V beschrÃ¤nkt sich das MaÃ� der
notwendigen Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten nicht in einem ErmÃ¶glichen einer
â��VerstÃ¤ndigung beim EinzelgesprÃ¤ch unter direkter Anspracheâ��. Teil des
von den Krankenkassen nach Â§ 33 Abs. 1 S. 1 SGB V geschuldeten â�� mÃ¶glichst
vollstÃ¤ndigen â�� Behinderungsausgleichs ist es vielmehr, hÃ¶rbehinderten
Menschen im Rahmen des MÃ¶glichen auch das HÃ¶ren und Verstehen in
grÃ¶Ã�eren RÃ¤umen und bei stÃ¶renden UmgebungsgerÃ¤uschen zu erÃ¶ffnen
und ihnen die dazu nach dem Stand der HÃ¶rgerÃ¤tetechnik (Â§ 2 Abs. 1 S. 3 SGB V
) jeweils erforderlichen GerÃ¤te zur VerfÃ¼gung zu stellen (BSG, Urteil vom 24.
Januar 2013 â�� B 3 KR 5/12 R â��, BSGE 113, 40, Rn. 31).

Die Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten dient dem unmittelbaren Behinderungsausgleich
und demzufolge ist mit HÃ¶rgerÃ¤ten im Ausgangspunkt grundsÃ¤tzlich (unter
Einbeziehung auch der Vorgaben des Wirtschaftlichkeitsgebots) die nach dem Stand
der Medizintechnik (Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V) bestmÃ¶gliche Angleichung an das
HÃ¶rvermÃ¶gen Gesunder zu bewirken, soweit die in Betracht kommenden GerÃ¤te
â��im allgemeinen Alltagslebenâ�� einen â��erheblichen Gebrauchsvorteilâ��
gegenÃ¼ber anderen HÃ¶rhilfen bieten (BSG, U. v. 17. Dezember 2009 â�� B 3 KR
20/08 R â��, BSGE 105, 170, Rn. 19). 

Solange ein Ausgleich der Behinderung nicht vollstÃ¤ndig erreicht ist im Sinne eines
Gleichziehens mit einem gesunden Menschen, kann die Versorgung mit einem
fortschrittlichen Hilfsmittel nicht mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt werden, der
bisher erreichte Versorgungsstandard sei ausreichend (BSG, Urteil vom 16.
September 2004 â�� B 3 KR 20/04 R â��, BSGE 93, 183, Rn. 12). Auch ein solches
â��Gleichziehenâ�� ist allerdings nach den Vorgaben des SGB V im Ergebnis nur
mit der MaÃ�gabe damit einhergehender hinreichend gewichtiger
Gebrauchsvorteile geboten (vgl. etwa die vom BSG, U. v. 16. September 2004, aaO,
Rn. 13, bezÃ¼glich einer Versorgung mit einer fortschrittlichen Beinprothese
herangezogenen Gesichtspunkte der ErmÃ¶glichung eines nahezu natÃ¼rlichen
Gangbildes und einer erheblichen Reduzierung der Sturzgefahr). 
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Im Ergebnis ist damit die hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung zu der nach
Krankenversicherungsrecht anzustrebenden â��bestmÃ¶glichen Angleichungâ�� an
das HÃ¶rvermÃ¶gen Gesunder eine Gleichstellung in dem Sinne zu verstehen, dass
die technischen MÃ¶glichkeiten zu einer Optimierung der HÃ¶rgerÃ¤teversorgung
auszuschÃ¶pfen sind, solange damit vermieden werden kann, dass im Alltagsleben
des betroffenen Versicherten greifbare die Teilhabe am Leben der Gesellschaft
spÃ¼rbar beeintrÃ¤chtigende Gebrauchsnachteile verbleiben.

d) Einer Konkretisierung zugÃ¤nglich sind die erlÃ¤uterten rechtlichen Vorgaben nur
bei der PrÃ¼fung des jeweiligen Einzelfalls, soweit die dort zu treffende
Entscheidung davon abhÃ¤ngt. Schon die BeeintrÃ¤chtigungen des
HÃ¶rvermÃ¶gens als solche kÃ¶nnen in ganz unterschiedlichen AusprÃ¤gungen
auftreten. Die Ergebnisse eines HÃ¶rens unter StÃ¶rschalleinwirkungen hÃ¤ngt
Ã¼berdies maÃ�geblich von in ganz unterschiedlichen AusprÃ¤gungen und
StÃ¤rken in Betracht zu ziehenden StÃ¶rschalleinwirkungen und natÃ¼rlich auch
von der QualitÃ¤t der PrimÃ¤rschallquelle ab, deren Wahrnehmung auch unter
StÃ¶rschall ermÃ¶glich werden soll. Unterschiedliche Anforderungen kÃ¶nnen sich
Ã¼berdies auch hinsichtlich der im jeweiligen Lebenszusammenhang erforderlichen
QualitÃ¤t der HÃ¶rwahrnehmung ergeben. Soweit eine verlÃ¤ssliche Wahrnehmung
von Sprachmitteilungen auch unter StÃ¶rschall etwa zur Gefahrenabwehr
erforderlich ist, wird dies vielfach hÃ¶here Anforderungen an die VerlÃ¤sslichkeit
der HÃ¶rwahrnehmung erfordern als wenn lediglich eine Beteiligung an einem sog.
Smalltalk angestrebt ist.

Ein entscheidender Faktor ist nicht selten Ã¼berdies auch die Dauer
entsprechender HÃ¶ranstrengungen. Der Betroffene mag hÃ¤ufig auch unter
schwierigen HÃ¶rbedingungen noch wenige Minuten mit besonderer Konzentration
der PrimÃ¤rschallquelle auch unter StÃ¶rschall folgen zu kÃ¶nnen, aufgrund der
damit einhergehenden vorzeitigen ErmÃ¼dung ist er dazu aber vielfach nicht
Ã¼ber lÃ¤ngere ZeitrÃ¤ume in der Lage. 

e) Bei der beschriebenen Ausgangslage fÃ¼hrt es schon im Ausgangspunkt nicht
weiter, den konkreten Rehabilitationsfall mit pauschalisierenden Betrachtungen
eines allgemeinen von den Besonderheiten des Einzelfalls abstrahierenden
â��HÃ¶rens unter StÃ¶rschallâ�� erfassen zu wollen. Auch wenn, wie dargelegt,
selbstverstÃ¤ndlich es bereits zu den Aufgaben der Krankenkassen gehÃ¶rt,
hÃ¶rbehinderten Menschen im Rahmen des MÃ¶glichen auch das HÃ¶ren und
Verstehen in grÃ¶Ã�eren RÃ¤umen und bei stÃ¶renden UmgebungsgerÃ¤uschen zu
erÃ¶ffnen, so bedeutet dies doch nicht, dass die Krankenkassen bei der
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung ihre Versicherten auch zur BewÃ¤ltigung von allen
grundsÃ¤tzlich in Betracht kommenden, im konkreten Alltag des einzelnen zu
versorgenden Versicherten aber gar nicht relevant werdenden spezifischen
Anforderungen an ein HÃ¶ren unter StÃ¶rschall befÃ¤higen mÃ¼ssten.

Umgekehrt dÃ¼rfen tatsÃ¤chlich im beruflichen oder auch privaten Alltag von dem
Versicherten zu bewÃ¤ltigende spezifische Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen
unter StÃ¶rschall auch nicht unter Heranziehung pauschalisierender Betrachtungen
vernachlÃ¤ssigt werden. Die vom Gesetzgeber insbesondere in Â§Â§ 4 SGB IX, 10
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Abs. 1 Nr. 2 SGB VI vorgegebenen Zielvorgaben fÃ¼r Rehabilitationsleistungen
bedingen schon im Ausgangspunkt eine konkrete Erfassung des jeweiligen
Einzelfalls mit allen maÃ�geblichen Besonderheiten. Zudem ist auch berechtigten
WÃ¼nschen der Leistungsberechtigten zu entsprechen (Â§ 8 Abs. 1 SGB IX). 

Dies gilt natÃ¼rlich im besonderen MaÃ�e, wenn wie im vorliegenden Fall mit den
begehrten Rehabilitationsleistungen eine mÃ¶glichst dauerhafte Teilhabe am
Arbeitsleben in dem ausgeÃ¼bten Beruf und mÃ¶glichst unter Beibehaltung des
wahrgenommenen Arbeitsplatzes angestrebt wird. Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben knÃ¼pfen nicht an das Alltagsleben des betroffenen Versicherten,
sondern an seine berufliche TÃ¤tigkeit an. Die maÃ�gebenden Zielvorgaben hat der
Gesetzgeber in Â§ 9 Abs. 1 SGB VI normiert. Danach haben die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung (und damit bei nicht fristgerechter Weiterleitung gemÃ¤Ã� Â§
14 SGB IX auch die TrÃ¤ger der Krankenversicherung) insbesondere auch
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu erbringen, um (Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGB VI) den Auswirkungen einer Krankheit oder einer kÃ¶rperlichen, geistigen oder
seelischen Behinderung auf die ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten vorzubeugen,
entgegenzuwirken oder sie zu Ã¼berwinden und (Nr. 2) dadurch
BeeintrÃ¤chtigungen der ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten oder ihr vorzeitiges
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu verhindern oder sie mÃ¶glichst dauerhaft in
das Erwerbsleben wiedereinzugliedern. Der Gesetzgeber strebt fÃ¼r Menschen mit
Behinderungen ihre volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft an; Benachteiligungen sind nach MÃ¶glichkeit zu vermeiden, ihnen ist
entgegenzuwirken (Â§ 1 SGB IX). Ihre Teilhabe am Arbeitsleben ist entsprechend
den Neigungen und FÃ¤higkeiten â��dauerhaft zu sichernâ�� (Â§ 4 Abs. 1 Nr. 3 SGB
IX). Sie sind â��mÃ¶glichst dauerhaft in das Erwerbsleben wiedereinzugliedernâ��;
soweit sie am Erwerbsleben noch teilnehmen, ist â��ihr vorzeitiges Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben zu verhindernâ�� (Â§ 9 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX).

f) Welche MaÃ�nahmen zur Erreichung der erlÃ¤uterten Ziele erforderlich sind,
kann regelmÃ¤Ã�ig schon der Aufgabenstruktur nach nur prognostisch
eingeschÃ¤tzt werden. Dementsprechend stellt der Gesetzgeber in diesem
Zusammenhang wiederholt darauf ab, ob bestimmte MaÃ�nahmen
â��voraussichtlichâ�� angezeigt sind (vgl. etwa Â§Â§ 10 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI, 8, 9,
13 SGB IX). Entsprechende Prognosen beinhalten notwendigerweise
AbschÃ¤tzungen, sie stellen auf Wahrscheinlichkeiten und MÃ¶glichkeiten ab. Dies
gilt allgemein im Rehabilitationsrecht. Auch der Erfolg einer in Betracht kommenden
Umschulung und deren Auswirkungen auf die kÃ¼nftige ErwerbstÃ¤tigkeit des
Probanden lÃ¤sst sich regelmÃ¤Ã�ig nicht im Vorhinein verlÃ¤sslich feststellen,
auch insoweit kommen regelmÃ¤Ã�ig nur prognostische AbschÃ¤tzungen mit den
ihnen eigenen Ungewissheiten in Betracht. Auch die die RehabilitationstrÃ¤ger
treffende Verpflichtung zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts von Amts wegen (vgl.
insbesondere Â§Â§ 12, 13 SGB IX, 20 SGB X) kann nur dazu dienen, eine
hinreichend verlÃ¤ssliche Grundlage fÃ¼r die erforderlichen AbschÃ¤tzungen zu
schaffen.

g) Das MaÃ� der in diesem Zusammenhang in Betracht kommenden Ermittlungen
wird auch durch die gesetzlichen Gebote zur unverzÃ¼glichen Ermittlung des
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jeweiligen Rehabilitationsbedarfs (vgl. insbesondere Â§ 14 Abs. 2 SGB IX) limitiert.
Weitere namentlich eher zeitaufwÃ¤ndige Ermittlungen sind nur dann
vorzunehmen, wenn der aufgrund ihrer zu erwartende Erkenntnisgewinn im Sinne
einer sachgerechten Auswahl der erforderlichen und erfolgversprechenden
RehabilitationsmaÃ�nahmen auch unter BerÃ¼cksichtigung der berechtigten
Interessen des Rehabilitanden an der zeitnahen Realisierung seiner (auch
grundrechtlich geschÃ¼tzten, vgl. Art. 1 Abs. 1 Satz 1, Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz
1 und Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG) Rehabilitationsziele den Aufschub rechtfertigt.

h) Nach den erlÃ¤uterten gesetzlichen Vorgaben sind die Hilfen darauf
auszurichten, dass der Betroffenen eine Teilnahme am Erwerbsleben, und zwar
mÃ¶glichst bezogen auf den bislang wahrgenommenen Arbeitsplatz, bis zum
Erreichen der Regelaltersrente mÃ¶glich sein wird. Bezogen auf die am 28. April
1964 geborene KlÃ¤gerin ist in diesem Zusammenhang unter dem Gesichtspunkt
der BerufsfÃ¶rderung der Zeitraum bis April 2031 maÃ�geblich. Leistungen zur
Teilhabe haben Vorrang vor Rentenleistungen, die bei erfolgreichen Leistungen zur
Teilhabe nicht oder voraussichtlich erst zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt zu erbringen
wÃ¤ren (Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 SGB IX).

Da es um die prognostische AbschÃ¤tzung der erforderlichen MaÃ�nahmen zur
BewÃ¤ltigung von Gefahren (im Sinne eines Arbeitsplatzverlustes oder sogar eines
vorzeitigen vollstÃ¤ndigen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben) geht, ist die
Gesamtheit der Risikofaktoren und ihre mÃ¶gliche Beeinflussung durch die Auswahl
und konkrete Ausgestaltung der in Betracht kommenden Rehabilitationsleistungen
in die AbwÃ¤gung einzustellen. Welche Gefahren in welcher IntensitÃ¤t einem
Arbeitsplatz und der weiteren Teilnahme am Erwerbsleben aufgrund einer
Behinderung drohen, kann natÃ¼rlich nur im Rahmen einer Gesamtbetrachtung der
gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse des betroffenen Versicherten beurteilt werden.
Dementsprechend sind im Rahmen der Prognose auch psychische KomorbiditÃ¤ten
(vgl. zur eingeschrÃ¤nkten psychischen Belastbarkeit der KlÃ¤gerin insbesondere
vor dem Hintergrund durchgemachter schwerer somatischer Erkrankungen auch
den Rehabilitationsentlassungsbericht der Klinik O. -N. vom 7. August 2018) zu
berÃ¼cksichtigen. 

Dabei ist die Prognose an den realen VerhÃ¤ltnissen und Anforderungen des
Arbeitsplatzes auszurichten. Schon im Ausgangspunkt ist der Einsatz von
HÃ¶rgerÃ¤ten seiner Eigenart nach auf einen lÃ¤ngerfristigen, tendenziell
ganztÃ¤gigen Gebrauch ausgelegt. Dies setzt natÃ¼rlich einen mÃ¶glichst
anstrengungs- und ermÃ¼dungsfreien Gebrauch dieser GerÃ¤te voraus, was
zugleich bedingt, dass diese die HÃ¶reindrÃ¼cke â�� aus der maÃ�geblichen
Perspektive des zu versorgenden Versicherten â�� in einer gut verstÃ¤ndlichen
Form verstÃ¤rken. Ã�berdies werden insbesondere bei anspruchsvollen beruflichen
TÃ¤tigkeiten die Betroffenen regelmÃ¤Ã�ig â�� und so auch im vorliegenden Fall
die KlÃ¤gerin â�� bereits durch deren originÃ¤ren Anforderungen nachdrÃ¼cklich
gefordert, so dass sie in besonderem MaÃ�e auf eine wirksame und im Arbeitsalltag
unproblematisch zu realisierende mÃ¶glichst keine grÃ¶Ã�ere zusÃ¤tzliche
Aufmerksamkeit auf ihrer Seite erfordernde UnterstÃ¼tzung durch die zum
Behinderungsausgleich benÃ¶tigten Hilfsmittel angewiesen sind, um ihre berufliche
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TÃ¤tigkeit effektiv und dauerhaft wahrnehmen zu kÃ¶nnen. Die Auswahl und ggfs.
Ausgestaltung der benÃ¶tigten Hilfsmittel ist dabei regelmÃ¤Ã�ig und auch im
vorliegenden Fall an dem Ziel auszurichten, dass sich der Einsatz im ohnehin die
Leistungsressourcen der Versicherten fordernden Arbeitstag im Ergebnis mÃ¶glichst
effektiv und anstrengungsarm gestaltet. Damit werden Ã�berforderungen
vermieden. Es wird auf diesem Wege eine Festigung und Stabilisierung der fÃ¼r ein
mÃ¶glichst dauerhaftes Verbleiben im Arbeitsleben besonders bedeutsamen
psychischen Ressourcen der betroffenen Arbeitnehmerin gefÃ¶rdert. 

i) Damit verbundene finanzielle Aufwendungen der RehabilitationstrÃ¤ger dÃ¼rfen
natÃ¼rlich nicht losgelÃ¶st von dem den im Ergebnis anzustrebenden
Rehabilitationserfolgen bewertet werden. Vielmehr fÃ¼hrt erst ein verstÃ¤ndig
abwÃ¤gender Vergleich zwischen den in Betracht kommenden Aufwendungen und
den damit verbundenen prognostisch zu erwartenden mit einer erfolgreichen
Rehabilitation verbundenen Chancen zu sinnvollen den gesetzlichen
Wertungsvorgeben Rechnung tragenden Ergebnissen. Dabei sind die Chancen einer
erfolgreichen Rehabilitation nicht nur im Sinne der damit fÃ¼r den Betroffenen
verbunden Erfolge, sondern auch bezÃ¼glich der damit verbundenen Vorteile fÃ¼r
die Allgemeinheit, insbesondere in Form der weiteren Einbringung der Arbeitskraft
in den Wirtschaftsprozess und der Vermeidung von zusÃ¤tzlichen mit einem
vorzeitigen Ausscheiden aus dem Arbeitsleben vielfach verbundenen
Aufwendungen fÃ¼r Sozialleistungen angemessen zu berÃ¼cksichtigen. 

Die Gebote zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (Â§ 69 Abs. 2 SGB IV) stehen
diesem Ansatz nicht entgegen, sie fordern ihn vielmehr. Eine Nichterbringung von in
Betracht kommenden Leistungen mit einer daraus resultierenden (im Rahmen der
angesprochenen prognostischen EinschÃ¤tzung zu erwartenden) Verfehlung der
gesetzlichen Zielvorgaben wie namentlich in Form eines dadurch bedingten
vorzeitigen Ausscheidens des Versicherten aus dem Erwerbsleben ist auf der Basis
des gesetzgeberischen Regelungskonzepts unwirtschaftlich (solange nicht
ausnahmsweise ein auffÃ¤lliges MissverhÃ¤ltnis zwischen Rehabilitationskosten und
den zu erwartenden Rehabilitationschancen anzunehmen ist). Mit den gesetzlichen
Rehabilitationsvorgaben wie insbesondere auch mit der Normierung des
Grundsatzes Rehabilitation vor Rente (Â§Â 9 Abs. 2 SGB IX) hat der Gesetzgeber
gerade als Ausgangspunkt die EinschÃ¤tzung vorgegeben, dass eine zeitnahe den
Bedarf mÃ¶glichst vollstÃ¤ndig abdeckende GewÃ¤hrung von
Rehabilitationsleistungen in der maÃ�geblichen Gesamtbetrachtung unter
Einbeziehung auch der mit ihr zu realisierenden rehabilitativen Chancen sich als
sachgerecht und damit zugleich auch als wirtschaftlich darstellt. 

Ein Betrag von beispielsweise 4.000 â�¬ fÃ¼r eine voraussichtlich fÃ¼r viele Jahre
nutzbare hochwertige HÃ¶rgerÃ¤teversorgung ist gut angelegt, wenn damit die
Chancen auf ein deutlich lÃ¤ngeres Verbleiben im aktiven Erwerbsleben spÃ¼rbar
erhÃ¶ht werden. Schon bei einer rein wirtschaftlichen Betrachtung ist dabei aus der
Sicht eines RehabilitationstrÃ¤gers nicht nur mit einem vorzeitigen Ausscheiden des
Betroffenen aus dem Erwerbsleben verbundene Ausfall seines Arbeitskraftbeitrages
zum Erwerbseinkommen der BevÃ¶lkerung (Ã¼berschlÃ¤gig entsprechend der
HÃ¶he seines Bruttoverdienstes zuzÃ¼glich der bei wirtschaftlicher Betrachtung
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miterarbeiteten ArbeitgeberbeitrÃ¤ge) zu berÃ¼cksichtigen. Vielmehr sind zugleich
auch die voraussichtlichen zusÃ¤tzlichen Ausgaben fÃ¼r im Gegenzug (jedenfalls
ganz Ã¼berwiegend) vorzeitig einsetzende Sozialleistungen gedanklich und
prognostisch mit in Ansatz zu bringen. DarÃ¼ber hinaus sind nach den gesetzlichen
Vorgaben natÃ¼rlich auch die immateriellen Belange des Versicherte angemessen
zu berÃ¼cksichtigen.

j) Im vorliegenden Fall lassen die AusfÃ¼hrungen der beteiligten
SozialleistungstrÃ¤ger keine inhaltlich nachvollziehbaren PrÃ¼fungen und
AbwÃ¤gungen anhand der erlÃ¤uterten gesetzlichen Vorgaben erkennen. Eine den
gesetzlichen Vorgaben Rechnung tragende ernsthafte Befassung mit den nach den
maÃ�geblichen Rehabilitationszielen auf der Basis der individuellen Situation der
KlÃ¤gerin und unter Einbeziehung insbesondere auch der von ihr im beruflichen
Alltag zu bewÃ¤ltigenden spezifischen Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen unter
Einbeziehung auch der erheblichen und lang andauernden StÃ¶rschallbelastungen
ist nicht erkennbar. 

k) Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens unter Auswertung insbesondere der
auf Veranlassung des Senates im Berufungsverfahren durchgefÃ¼hrten weiteren
Ermittlungen in Form eingehender jeweils mehrere Wochen dauernder Testungen
von vier aktuell auf dem Markt angebotenen HÃ¶rgerÃ¤ten unterschiedlicher
Preisklassen (vgl. wegen der Einzelheiten den Anpassungsbericht vom 30.
September 2022, Bl. 200 ff. GA) konkretisiert sich der
Rehabilitationsleistungsanspruch der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 9, 10, 13 SGB VI i. V.
m. Â§ 14 SGB IX auf die aufgrund dieser Erprobungen nunmehr von ihr begehrte
Versorgung mit einem Paar HÃ¶rgerÃ¤te Signia Pure charge & go 3AX. Nur auf
diesem Wege kann nach dem inzwischen erreichten Erkenntnisstand dem
Rehabilitationsbedarf der KlÃ¤gerin im Sinne der Sicherung ihrer mÃ¶glichst
dauerhaften Teilhabe am Arbeitsleben sachgerecht Rechnung getragen werden.
Das im rechtlichen Ausgangspunkt dem RehabilitationstrÃ¤ger nach Â§ 13 Abs. 1
SGB VI zukommende Auswahlermessen ist daher im Sinne dieser Versorgung
(â��auf Nullâ��) reduziert. 

Die KlÃ¤gerin sieht sich an ihrem Arbeitsplatz besonderen Anforderungen an das
HÃ¶rvermÃ¶gen gegenÃ¼ber. Sie muss fortlaufend anspruchsvolle pÃ¤dagogische
Leistungen bei der Betreuung und Qualifizierung der ihr zugewiesenen Gruppe von
Menschen mit Behinderungen bewÃ¤ltigen. Abgesehen davon, dass schon im
Ausgangspunkt bei einer entsprechenden Gruppe zu betreuender Menschen nicht
selten mit nicht unerheblichen GerÃ¤uschentfaltungen zu rechnen ist, findet die
Arbeit auch unter erheblichen maschinellem StÃ¶rschall statt. Insbesondere
befindet sich in dem Unterrichtsraum, in dem die KlÃ¤gerin im Rahmen ihrer
lehrenden beruflichen TÃ¤tigkeit die zu Betreuenden zu hauswirtschaftlichen
TÃ¤tigkeiten auszubilden hat, neben weiteren Maschinen auch eine fÃ¼r die
Ausbildung erforderliche DampfbÃ¼gelstation. Die Arbeit an dieser Station ist nach
der vom Arbeitgeber veranlassten Ã�berprÃ¼fung durch den Sicherheitsingenieur
L. (vgl. wegen der Einzelheiten Bl. 100 ff. GA) mit dauerhaften LÃ¤rmexpositionen
von 72 dB (A) verbunden. 
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Ob diese BeeintrÃ¤chtigung zulÃ¤ssig ist, hat der Senat mangels
Entscheidungserheblichkeit nicht abschlieÃ�end zu klÃ¤ren. Die KlÃ¤gerin als
Arbeitnehmerin hat diesbezÃ¼glich keine effektiv realisierbare MÃ¶glichkeit, die
Arbeitsbedingungen an ihrem Arbeitsplatz im Sinne einer StÃ¶rschallreduktion zu
beeinflussen. Der Beurteilung zugrundezulegen sind die realen VerhÃ¤ltnisse am
tatsÃ¤chlich wahrgenommenen Arbeitsplatz. 

Es sei daher nur ergÃ¤nzend angemerkt, dass in diesem Zusammenhang
ausschlaggebend auf die Frage abzustellen ist, ob die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin mit
entsprechenden HintergrundgerÃ¤uschbelastungen verrichtet werden darf.
Aufgrund ihrer pÃ¤dagogischen Anforderungen und der Notwendigkeit, im
Bedarfsfall zum Schutz der Gesundheit der geistig behinderten SchÃ¼ler sofort
effektiv wirksame SicherheitsmaÃ�nahmen zu ergreifen, erfordert die lehrende
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin eine andauernd hohe Konzentration im Sinne der
TÃ¤tigkeitskategorie I im Sinne der Technischen Regeln fÃ¼r ArbeitsstÃ¤tten
â��LÃ¤rmâ�� (ASR A3.7, vgl. dort Ziffer 3.16). Hiervon ausgehend darf allerdings
ein Beurteilungspegel von 55 dB(A) nicht Ã¼berschritten werden (Ziffer 5.1 ASR
A3.7).

Bei der AusÃ¼bung ihrer pÃ¤dagogischen TÃ¤tigkeit mit den diese prÃ¤genden
besonderen Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen wirkt sich das
behinderungsbedingt eingeschrÃ¤nkte HÃ¶rvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin besonders
nachteilig angesichts der die Arbeitssituation prÃ¤genden besonders hohen
StÃ¶rschallbelastung aus. Die KlÃ¤gerin muss besondere Belastungen im Sinne
eines verlÃ¤sslichen HÃ¶rens unter StÃ¶rschall bewÃ¤ltigen. 

Die Ergebnisse der im Berufungsverfahren auf Veranlassung des Senates von der
KlÃ¤gerin mit groÃ�en MÃ¼hen und nachhaltiger Anstrengungsbereitschaft
durchgefÃ¼hrten sich Ã¼ber mehrere Monate erstreckenden Erprobungen
mehrerer aktuell auf dem Markt angebotener HÃ¶rgerÃ¤te unterschiedlicher
Preisklassen hat zur Ã�berzeugung des Senates ergeben, dass allein ein Einsatz der
HÃ¶rgerÃ¤te Signia Pure charge & go 3AX zu einem ausreichenden ein effektives
Arbeiten ermÃ¶glichenden HÃ¶rvermÃ¶gen an ihrem Arbeitsplatz verhilft. Alle
anderen von ihr getesteten HÃ¶rgerÃ¤te waren mit erheblichen Defiziten im
praktischen Einsatz unter den erlÃ¤uterten schwierigen StÃ¶rschallbedingungen
verbunden.

Die KlÃ¤gerin hat im Ergebnis nach der intensiven zeitaufwÃ¤ndigen Erprobung
glaubhaft und einleuchtend dargelegt, dass die von ihr auf deren Grundlage
begehrten und ihr mit dem vorliegenden Urteil zugesprochenen hÃ¶herpreisigen
GerÃ¤te im Vergleich zu den getesteten kostengÃ¼nstigeren GerÃ¤ten ganz
erhebliche Verbesserungen im HÃ¶rvermÃ¶gen im beruflichen Alltag gezeigt haben.
WÃ¤hrend die aufzahlungsfreien GerÃ¤te Signia Intuis 3 P und Phonak Vitus P keine
ausreichende StÃ¶rschallreduzierung erzielen konnten, um eine ausreichende
Kommunikation mit den zu Betreuenden insbesondere an den Maschinen zu
gewÃ¤hrleisten und ein stÃ¶rendes Eigenrauschen die Kommunikation zusÃ¤tzlich
erschwerte, war das Pure charge & go 3ax (auch im Vergleich zum gÃ¼nstigeren,
aber ebenfalls aufzahlungspflichtigen pure charge & go 1ax) in der Lage, die
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StÃ¶rgerÃ¤usche soweit zu reduzieren, dass die KlÃ¤gerin mit den Auszubildenden
gut kommunizieren konnte.

Bei dieser Ausgangslage ist im Ergebnis nur ergÃ¤nzend auch hervorzuheben, dass
die KlÃ¤gerin im Rahmen der ihr obliegenden praktischen Ausbildung bei VorfÃ¤llen
wie aggressivem Verhalten der Teilnehmer, UnfÃ¤llen oder etwa auch bei
epileptischen AnfÃ¤llen auf Seiten eines zu Betreuenden schnell und verlÃ¤sslich
reagieren kÃ¶nnen muss. Dies ist bereits fÃ¼r nicht behinderte Menschen
schwierig. Es liegt auf der Hand, dass die KlÃ¤gerin vor diesem Hintergrund in noch
gesteigertem MaÃ�e auf eine verlÃ¤ssliche Kommunikation mit den Auszubildenden
auch unter den ihren Arbeitsplatz prÃ¤genden StÃ¶rschalleinwirkungen angewiesen
ist. 

Soweit die Betroffenen wie auch die KlÃ¤gerin beruflich auch nur im weiteren Sinne
im Bereich der Gefahrenabwehr eingesetzt sind (wie bei der Betreuung von
behinderten Menschen, die in Gefahrensituationen vielfach nicht
eigenverantwortlich die gebotenen Schutz- und AbwehrmaÃ�nahmen ergreifen
kÃ¶nnen), ist die Auswahl der benÃ¶tigten HilfsgerÃ¤te auch daran auszurichten,
dass namentlich in Not- und Gefahrensituationen mit dem dadurch bedingten
besonderen Stress ein unkomplizierter und effektiver Einsatz der HilfsgerÃ¤te
gewÃ¤hrleistet ist. Es wÃ¤re ein mit den gesetzlichen und verfassungsrechtlichen
Vorgaben unvereinbares Ergebnis, wenn die Gesundheit der zu betreuenden
Menschen gefÃ¤hrdet wÃ¼rde, weil bei der adÃ¤quaten Hilfsmittelversorgung an
der falschen Stelle gespart worden ist.

Weitergehende ErkenntnismÃ¶glichkeiten sind nicht gegeben. Allein eine praktische
Erprobung von in Betracht kommenden HÃ¶rgerÃ¤ten im Alltag des Betroffenen
ermÃ¶glicht eine Beurteilung der konkreten Auswirkungen der unterschiedlichen
technischen Konzepte und Ausgestaltungen der jeweiligen GerÃ¤te auf die
individuellen HÃ¶rdefizite des Probanden unter Einbeziehung auch der fÃ¼r den
HÃ¶rerfolg in der konkreten (hier: Arbeits-)Situation maÃ�geblichen konkreten
StÃ¶rschalleinwirkungen (vgl. auch zum Fehlen anderweitiger hinreichend
verlÃ¤sslicher Erkenntnismittel als eine praktische Erprobung in Betracht
kommender HÃ¶rgerÃ¤te im Hinblick darauf, dass sich die Gebrauchsvorteile
kostenaufwÃ¤ndiger GerÃ¤te mit objektivierbaren Verfahren jedenfalls vielfach
nicht adÃ¤quat messtechnisch erfassen lassen: BSG, U. v. 17. Dezember 2009Â â��
B 3 KR 20/08 RÂ â��, BSGE 105, 170, Rn. 41). 

Soweit Anpassungsprotokolle von HÃ¶rgerÃ¤teakustikern (in Messkabinen
durchgefÃ¼hrte) Messungen unter â��StÃ¶rschallâ�� ausweisen, handelt es sich
schon im Ausgangspunkt nicht um Messungen im Rahmen einer Abbildung realer
Alltagssituationen mit lÃ¤ngerfristig schwierigen HÃ¶rverhÃ¤ltnissen, sondern um
Messungen im Rahmen einer zu Testzwecken kÃ¼nstlich geschaffenen Anordnung,
bei der zu Testzwecken wenige Worte eines Sprechers bzw. einer Sprecherin vor
dem Hintergrund eines eine konstante Tonlage aufweisenden isolierten
StÃ¶rgerÃ¤usches wahrzunehmen sind. Konkrete und verlÃ¤ssliche
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die HÃ¶rqualitÃ¤t im Alltag in bei MehrpersonengesprÃ¤chen
mit dauerhaften Belastungen aus dem Zusammenwirken von oft mehreren
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StÃ¶rschallquellen lassen sich daraus nicht ziehen. 

Da eine solche ernsthafte Erprobung bei jedem zu testenden GerÃ¤t mehrere
Wochen erfordert, muss sich diese schon im Ausgangspunkt auf einige wenige
GerÃ¤tetypen beschrÃ¤nken, zumal der Gesetzgeber entsprechend den
berechtigten BedÃ¼rfnissen der Rehabilitanden ausdrÃ¼cklich eine
â��unverzÃ¼glicheâ�� Versorgung fordert. Die Erprobung muss sich zwangslÃ¤ufig
auf ein relativ kleines Segment des weit gefÃ¤cherten Marktangebotes
beschrÃ¤nken. Es stellt sich aber gleichwohl nach dem derzeitigen Erkenntnisstand
als das Mittel der Wahl zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts dar, weil es im Ergebnis zu
einem deutlich verlÃ¤sslicheren Beurteilung der Notwendigkeit einer
kostenaufwÃ¤ndigen Versorgung im jeweiligen Einzelfall fÃ¼hrt als wenn darauf
verzichtet wÃ¼rde. Es ist ein Gebot der Folgerichtigkeit und entspricht dem
wohlverstandenen Interesse letztlich aller Beteiligten, nach der DurchfÃ¼hrung
einer solchen sachgerecht durchgefÃ¼hrten Erprobung die maÃ�gebliche
Entscheidung auf der Grundlage ihrer Ergebnisse zu treffen. 

Die von dem von der KlÃ¤gerin konsultierten HÃ¶rgerÃ¤teakustiker getroffene
Auswahl der in die Erprobung einbezogenen HÃ¶rgerÃ¤te unterschiedlicher
Preisklassen lÃ¤sst keine Bedenken erkennen, zumal sich auch die beteiligten
RehabilitationstrÃ¤ger diesbezÃ¼glich nicht zu weiterfÃ¼hrenden inhaltlichen â��
und mÃ¶glichst wissenschaftlich abgesicherten â�� Empfehlungen fÃ¼r die
maÃ�gebliche Auswahlentscheidung in der Lage gesehen haben (vgl. zur
rechtlichen Verpflichtung der Krankenkassen, den Versicherten bei einem
unÃ¼bersichtlichen Leistungsangebot einen konkreten Weg zu den gesetzlich
mÃ¶glichen Leistungen aufzuzeigen: BSG, U. v. 17. Dezember 2009Â â�� B 3 KR
20/08 RÂ â��, BSGE 105, 170, Rn. 36).

Im Ergebnis sind damit ganz erhebliche Gebrauchsvorteile der zugesprochenen
GerÃ¤te Signia Pure charge & go 3AX festzustellen. Aufgrund ihrer werden die
Chancen fÃ¼r eine (bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze) mÃ¶glichst
dauerhafte Teilhabe der KlÃ¤gerin am Erwerbsleben vorzugsweise unter
Beibehaltung des Arbeitsplatzes nachdrÃ¼cklich erhÃ¶ht. Mithin werden die
aufgrund der Behinderung zu konstatierenden erheblichen GefÃ¤hrdungen dieser
Teilhabe und der FÃ¤higkeit zur weiteren AusÃ¼bung des bisherigen Arbeitsplatzes
entscheidend reduziert. Damit stellt sich eine entsprechende Versorgung als
erforderlich zur Erreichung der gesetzlichen Zielvorgaben und damit zugleich als
wirtschaftlich dar. Der nach Aktenlage zu veranschlagende zusÃ¤tzliche
Kostenaufwand von etwa 4.000 â�¬ (die konkrete Beschaffung der benÃ¶tigten
GerÃ¤te obliegt im Rahmen der gebotenen SachleistungsgewÃ¤hrung ohnehin der
Beigeladenen) kann in Relation zu den materiellen und immateriellen Nachteilen
eines Arbeitsplatzverlustes und/oder eines vorzeitigen Ausscheidens der KlÃ¤gerin
aus dem Erwerbsleben nur als ausgesprochen maÃ�voll eingeschÃ¤tzt werden.
Viele RehabilitationsmaÃ�nahmen weisen ein deutlich schlechteres VerhÃ¤ltnis
zwischen Aufwand und den damit verbundenen Rehabilitationschancen auf. 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 SGG.
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GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG), sind nicht gegeben.

Erstellt am: 26.05.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            21 / 21

https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

